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Als ein Bundesrat diskret lobbyierte
Dokumente zumMilliarden-Deal vor 50 Jahren zeigen: Sogar der damaligeAussenministermischte beimBaudesKernkraftwerksGösgenmit.

Sven Altermatt

DieserAuftragwarmehr als ein
Milliarden-Geschäft. Es ging
umviel Prestige – oderwieWilli
Ritschard einmal erklärt hatte:
Der Kanton Solothurn habe ge-
radezu einen«moralischenAn-
spruch» auf ein Kernkraftwerk.
Das sagte der damalige SP-Re-
gierungsratundspätereBundes-
rat Anfang der 1970er-Jahre.
Schliesslich war der Kanton
massgeblich am Energiekon-
zern Atel beteiligt, der auf dem
BodenDänikens dasKernkraft-
werkGösgen plante.

Es sollte das erste KKW der
1000-Megawatt-Klasse in der
Schweiz werden. Doch «Gös-
gen» elektrisierte nicht nur im
Solothurner Rathaus die Regie-
renden:Auch inBundesbernbe-
schäftigte man sich vor 50 Jah-
ren mit dem Kraftwerk und be-
sonders mit der Frage, wer
dieses bauen darf.

Dies zeigen einst vertrauli-
cheDokumente.DiePapiere la-
gernheute imBundesarchivund
wurden von Dodis, der For-
schungsstelle Diplomatische
Dokumente Schweiz, zugäng-
lich gemacht. Zwar hatte der
Bundesrat über das Genehmi-
gungsverfahrenhinauskeinedi-
rekte Mitsprachemöglichkeit
beim KKW Gösgen. Doch im
Kreis der Landesregierung ver-
suchtenmanche, diskret dieFä-
den zu ziehen.

DieSchwedenwollten
denAuftragunbedingt
Das Bauprojekt schlugmit über
zweiMilliarden Franken zu Bu-
che. Industriepolitische Interes-
senmussten sorgfältig abgewo-
gen werden: Heimische Unter-
nehmen sollten möglichst
mitmischen können, gleichzei-
tig war man auf Hilfe aus dem
Ausland angewiesen. Denn nur
einige wenige internationale
Konzerne waren überhaupt in
der Lage, ein Kernkraftwerk zu
errichten.

Wer also durfte «Gösgen» bau-
en?VierUnternehmenwaren im
Rennen: Die US-Konzerne
Westinghouse und General
Electric, die schwedische Asea-
Atom sowie die deutsche Kraft-
werk-UnionKWU.

Die beiden amerikanischen
Firmen hatten ihre Reaktoren
bereits für die Kraftwerke in
Beznau respektive Mühleberg
geliefert, beide arbeiteten mit
der BBC zusammen. Vom
Schweizer Konzern stammten
jeweilsdieTurbinenunddieGe-
neratoren. Ebenfalls auf eine
Kooperationmit verschiedenen
Firmen aus der Schweiz setzten
die Schweden.

Derweil offerierte die KWU
ein «schlüsselfertiges Kraft-
werk», das mit Turbinen und
Generatoren von Siemens aus-
gerüstet werden sollte – ohne

Schweizer Beteiligung. Der
Kampf um den Auftrag dauerte
mehrereMonate.Zuständigwar
einKonsortium, ausdemspäter
die Baugesellschaft für das
KernkraftwerkGösgen-Däniken
hervorging. Mitte Januar 1973
solltederEntscheid fallen. Inte-
ressenvertreter brachten sich
frühzeitig in Position. Bemer-
kenswert war das Wirken des
eidgenössischenPolitischenDe-
partements, dem heutigen
Aussendepartement.

FürdieoffizielleSchweiz
gingesummehr
So traf sich Anfang Januar 1973
der damalige schwedische In-
dustrieministerRune Johansson
mitRenéFaessler, demSchwei-
zer Botschafter in Stockholm.
DerBotschafter rapportierte an-
schliessend nach Bern.

Aus dem Schreiben des Diplo-
matengehthervor:Derdamali-
ge Schweizer Aussenminister
Pierre Graber war direkt invol-
viert. Der SP-Bundesrat führte
hinter denKulissen garGesprä-
che mit Atel-Direktor Charles
Aeschimann.DerOltnerwar fe-
derführend beim Kraftwerks-
bau.DemnachwürdeesGraber
«sehr begrüssen», wenn es zu
einer «schweizerisch-schwedi-
schen Zusammenarbeit kom-
men würde», hiess es in Faess-
lers Schreiben.

Und mehr noch: Der Bot-
schafter solltedemIndustriemi-
nister imNamenvonBundesrat
Graber mitteilen, dass «er mit
Rücksicht auf die alten freund-
schaftlichen Beziehungen zwi-
schen beiden Ländern» dieses
Projekt gutheisse. Graber ver-
wiesnamentlichaufdieZusam-

menarbeitmitdenSchweden im
Rahmen der Freihandelsasso-
ziation Efta und aktuelle Ver-
handlungen.

Just zu dieser Zeit war die
Assoziationbrüchig, unddasbe-
sorgte die Schweizer Diploma-
tie:DänemarkunddasVereinig-
te Königreich traten 1973 der
EuropäischenGemeinschaft bei
und verliessen die Efta. Umso
wichtiger war für die Schweiz
jetzt die Zusammenarbeit mit
denSchweden,die ebenfallsmit
einemAustritt geliebäugelt hat-
ten. Die beiden Länder verfüg-
ten nun über das grösste han-
delspolitische Gewicht in der
Efta.

Doch das Lobbying des
Aussenministers war zur Luft-
nummer geraten. Mitte Januar
1973 entschied das zuständige
Konsortium,dass«Gösgen»von

der deutschenKWU
gebaut werden soll –
als erste (undbisdato
einzige)Anlage inder
Schweiz. Ihre Offerte

habe insbesonderebeim
Preis und der Lieferzeit

überzeugen können, lautete
die Begründung.

Heimische Industrie sollte
eineRolle spielen
Im Rückblick zeigt sich: Dass
AussenministerGraber für eine
schwedischeLösungwarb,dürf-
te nicht unbedingt der Mehr-
heitsmeinung in Bundesbern
entsprochen haben. Bevorzugt
wurdeeineLösungunterBetei-
ligung der BBC. Denn es war
quasi eine Frage von nationaler
Bedeutung, dass die Schweizer
Maschinenindustrie auch im
Atomzeitalter eine Rolle spiel-
ten sollte.

In einem weiteren Doku-
ment von 1973, einerExperten-
Einschätzung aus demBundes-
amt fürAussenwirtschaft,findet
sich ein Erkläransatz für den
«Gösgen»-Zuschlag an die
Deutschen: Die Verantwortli-
chen wollten damit offenbar
nicht zuletzt im Ausland den
Eindruck verhindern, dass die
amerikanischen Reaktorher-
steller hierzulande über eine
«ausgeprägteVorzugsstellung»
verfügten.

Das KKW Gösgen nahm
Ende 1979 seinen kommerziel-
lenBetrieb auf. Bei derBBCbe-
gann das KKW-Geschäft der-
weilmassiv zuharzen –bis 1987.
Es ist die Ironie dieser Ge-
schichte: Erst als der Konzern
mit der schwedischen Asea zur
ABBfusionierte,wurden indes-
sen Turbinenfabrik wieder
KKW-Teile hergestellt.

SP-Bundesrat Pierre Graber
(1908–2003) beschäftigte
sich mit der «Gösgen»-

Frage.


